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HaAtttf int AettbSvat
fftt StaatSvviMderrt «Nttemarm

Im Reichsrat widmete Reichsinnenmimster vr . Wirth dem
»erstorbenen badischen Staatspräsidenten vr . Wittemann fol¬
genden Rachruf :

Am letzten Montag wurde unter ungemein großer Anteil¬
nahme des badischen Landes , Staatspräsident Wittemann zur
letzten Ruhe gebettet. Der Herr Reichspräsident, die ReichS-
regierung und der Reichsrat haben am Sarge des Verewigten
Worte des ehrenden Gedenkens durch mich sprechen lassen .
Staatspräsident Wittemann ist aus der Beamtenlaufbcchn her¬
vorgegangen. Er war eine interessante politische Persmibichkeit
Des badischen Landes. Boi aller Anhänglichkeit an seine Hei .
inat , di« auch die meine ist» war er ein hochgemuter
Vertreter des ReichsgedankrnS in Südwestdeutschland. Er hat
allerdings gekämpft und gestritten für sein badisches Heimat¬
land , das jetzt leider Grenzland geworden ist, und das von
Röten und Sorgen heimgesucht wird, an die man früher nicht
geglaubt hätte. Er hat die Interessen seines Landes mit Ener¬
gie vertreten , aber darüber hinaus hat er uns für die Fragen
Der großen Politik , insbesondere für die gegenwärtigen Not-
ktände ssine wesentliche Hilfe angedeihen lassen. Sein ganze-
Bild wird überstrahlt von dem Gedanken der Festigung des
Meiches. West - und Ostmark haben gleichermaßen alle Veran¬
lassung , gerade den Männern dankbar zu sein, die , von de»
Diäten chres eigenen Landes beseelt , hier in Berlin im Reichs¬
rat sich de» gemeinschaftlichen deutschen Aufgaben witzmen.
« n diesem Sinne haben wir am Sarge den verewigten Josef
Wittemann gefeiert und an seinem Sarge einen Kvanz der
Ehre niedergelegt.

Der Reichsrat hatte sich zu Ehren des Verschiedenen von den
Plätzen erhoben.

Me deuts«b-sibwerze*rs«be<t
AarrdelSbezkehrrnserr

In den Wandelgängen des Völkerbundes war das Gerücht
verbreitet, daß die Schweiz den Handelsvertrag mit Deutsch ,
iland gekündigt habe. Wie die Schweizerische Depeschenagen,
tur mitteilt , ist dies «»zutreffend . Angesichts der Tatsache,
baß sich in den letzten fünf Jahren die Ausfuhr Deutschlands
nach der Schweiz nahezu verdoppelt habe, während die schwei¬
zerische Ausfuhr nach Deutschland einen ständigen Rückgang
aufwies , werde, wie die Schweizerische Depeschenagentur wei-
Der ausführt , schon seit einiger Zeit von den zuständigen
schweizerischen Stellen die Frage geprüft , wie diesem Zu»
stände begegnet werden könne .

Der deutsche Außenminister , vr CurtinS , habe in Genf
bei seinem Besuch , den er dem Bundesrat Motta abstattete ,
«n freundschaftlicher Weise die wirtschaftlichen Beziehungen
zwischen den beiden Staaten erörtert » wobei er auf die großen
Schwierigkeiten hingewiesen habe, mit denen Deutschland zu
Kämpfen habe und die Deutschland zwingen, seine Ausfuhr
jzu steigern. Bundesrat Motta habe darauf hingewiesen, wie
Machteilig der Rückgang der schweizerischen Ausfuhr für die
schweizerische Wirtschaft sich auswirke . In diesem Zusam -
menhang stellt die Schweizerische Depeschenagentur fest , daß
- er schweizerische Bundesrat , der allein für die Kün- rgung
des Handelsvertrages zuständig sei, noch keinen Beschluß ge¬
faßt habe.

Billiges Brot für Erwerbslose
Reichsernährungsminister Schiele hat , dem .Lokalanzeiger "

zufolge, mit den Vertretern des Zentralverbandes Deutscher
« äckerinnungen, „Germania ", und der Brotfabrikanten die
Raturalbeliefernn « der Erwerbslosen und die Frage der Le-
bensmittelverbilligun « für die Hilfsaktion erörtert Dre Ber -
treter des Bäckergewerbes haben sich grundsätzlich bereit er-
klärt, das Brot für die Erwerbslosen , unabhängig vom Mehl-
preis , zu verbilligen. Um den Preisnachlaß aber noch zu ver¬
größern . haben die Vertreter des Bäckereigowerbes vorgeschla -
gen . den Bäckern verbilligtes Mehl zu liefern und u a . de»
Kohlenpreis zu senken . Sie forderten weiter , daß die Ra -
turalbelieferung sich auf die notwendigsten Leben- mittel be-
schränke . Mit der Spitzenorganisation des Fleischergewerbes»
dem Deutschen Fleischerverband, werden ähnliche Verhandln »-
gen geführt .

Haftentlassung Starhembergs . Wie aus Linz gemeldet
wird, sind der Landesführer des oberösterreichischen Heimat -
schutzverbandes , Ernst Rüdiger Starhemberg , und General¬
major a . D . Franz Puchmayer, die im Zusammenhang mit
dem Pfrimer -Putsch verhaftet worden waren , aus der Haft
entlassen worden.

Kein Zusammenschluß der französischen Gewerkschaften. Der
Kongreß der französischen Gewerkschaften lehnte mit 4678 ge¬
gen 482 Stimmen bei 70 Enthaltungen den Antrag ab . samt-
liche Gewerkschaften der verschiedenen politischen Richtungen
zusammenzuschließen.

Die spanische Republik. Wie Havas aus Madrid meldet,
sei die von der Kammer angenommene Formel , Spanien als
eine demokratisch -liberale „Arbeiterrepublik " zu bezeichnen ,
wieder fallengelassen worden.

Der Völkerbund so« spare«. Im Budgetausschuß der Bol-
kerbundsversammlung wurde die allgemeine Aussprache, in
der die meisten Redner sich für eine Einschränkung der Aus -
gaben des Völkerbundes aussprachen , abgeschlossen . In einer
kurzen Erklärung legte der deutsch« Vertreter . Minister,al -
dirütor vr . Ruppel» den Standpunkt der deutschen Delega¬
tion dar . Er betonte unter Hinweis auf die eingreifenden
Maßnahmen in einer Reihe von Ländern , daß die wirtschaft¬
liche Notlage die stärkste Sparsamkeit auch in der ganzen
Finanzverwaltung des Völkerbundes erfordere .

JLetzte Nachrichten
vov Beslrrrr de» rrettdssa- - a<dette«

Die Kreditversorgung de- Mittelstandes
CNB. Berlin , 18. Sept . (Priv .-Tel .) Wie wir hören, hat

der nattonalsozialistische braunschweigische Minister a. D . vr
Franz «« soeben sein Reichstagsmandat niedergelegt. Nach
dem nationalsozialistischen Wahlvorschlag tritt nunmehr der
Schmiedemeister Hans Kummrrfeldt in den Reichstag ein.

Wie wir weiter hören, wird sich Reichstagspräsident Löbe am
Dienstag kommender Woche zum Reichskanzler begeben , um
mit ihm zu erörtern , welche Angelegenheiten für die Oktober¬
tagung des Reichstags zur Beratung gestellt werden sollen .

Reichskanzler Brüning empfing am Freitag für die Reichs¬
tagsfraktion der WirtschastSpartei die Abg . Mollath und Frei -
bel zu einer einstündigen Unterredung , in der die bekannten
Forderungen der WirtschastSpartei verhandelt wurden . Der
Kanzler soll insbesondere auf dem Gebiet der Sreditversorgnug
des Mittelstände» eine eingehende Prüfung der vorgetragenen
Wünsch « zugesagt und betont^haben, daß er, wie die gesamte
Reichsregierung , die Notwendigkeit der Erhaltung eines le¬
bensfähigen Mittelstandes in vollem Umfange erkennen. Die
Besprechungen werden fortgesetzt .

Die Reichstagsfraktion der Deutschen Bolkspartei ist für
Mittwoch, den 23. September , einberufen worden.

Beüttktts be! Slndettbmr»
WTB . Berlin , 18. Sept - (Tel .) Der Herr Reichspräsident

empfing heute den Herrn Reichskanzler vr Brüning zum Bor¬
trag .

Dv. SttvüttS übev die
WTB. Genf, 18. Sept . (Tel .) Im politischen Ausschuß der

VölkeÄundSversammlung ergriff Reichsaußenminister 'Dri
CurtinS heute Vormittag das Wort zu einer Erklärung über
die Mandatsfragen . Er begrüßte es lebhaft, daß der Völker-
Hund durch einen norwegischen Antrag auch in diesem Jahre
die Möglichkeit habe, sich über die Mandatsfragen auszuspre¬
chen. Als eine in letzter Zeit aufgetauchte wichtige Frage
erwähnte Curtius die Zulassung fremder Arzte in den Man -
datsgebieten , an der auch Deutschland ein großes Interesse
habe. Der Minister sprach den Wunsch aus , daß diese Frage
positiv geregelt werde, wie es in einem großen Mandats¬
gebiet bereits geschehen sei . Zu der in der letzten Tagung
erörterten Frage der Beendigung des Mandatsverhältnisses
erklärte Curtius , es sei zwar notwendig, die Bedingungen für
die Beendigung des Mandates festzulegen; man dürfe aber
dabei nicht zu weit gehen . Eine hundertprozentige Garantie
werde man nie geben können , und es komme in erster Linie
darauf an , daß die verantwortlichen Persönlichkeiten die not¬
wendigen Fähigkeiten und Erfahrungen besitzen, um die
Überleitung in den neuen Zustand möglichst zweckmäßig vor¬
zunehmen.

Oie Äotvevovdnuns
übev die BmtSenaitMchi

CNB . Berlin » 18. Sept . (Priv .-Tel.) Wie wir von gut unter ,
richteter Seite erfahren, ist damit zu rechnen, daß morgen vor¬
mittag die Notverordnung über die Baickeuaufsicht und über
die dringlichsten Fragen der Aktienrechtsreform veröffentlicht
werden wird.

Gmvkang Sttlevs
beim RelrbspviMdetrtert

ERB . Berlin , 18. Sept . (Priv .-Tel .) In einem Teil der Pro .
dinzpresse ist in großer Aufmachung berichtet worden, daß der
Reichspräsident den Führer der NSDAP ., Adolf Hitler , emp -
fangen werde . Von zuständiger Stelle werden diese Nachrichten
als reine Kombinationen bezeichnet , wenn auch die Ansicht vor¬
herrscht , daß der Rsichspräftdent auch Hitler empfangen würde,
wenn das beantragt würde.

Stillhalteabkommen ht &*«fi
Die BIZ . gibt bekannt, das sogenannte Stillhalteabkommen

zwischen den deutschen Banken und zwischen Bankgruppen in
Äs Ländern , das einen sechsmonatlichen Aufschub von Forde¬
rungen gegen Deutschland vorsieht , ist von sämtliche» Parteien
unterzeichnet worden, wovon die Zentralnotenbanken der in
Frage kommenden Länder heute verständigt worden find. DaS
Abkommen ist somit in Kraft getreten . '

Der Reichsrat ermäßigt die Arzneitazr . Unter den kleinen
Vorlagen, die der Reichsrat erledigte, befand sich auch eine
Änderung der Arzneimitteltaxr im Sinne der in der letzten
Notverordnung vorgesehenen Preissenkung. Herabgesetzt wer¬
den der Spezialitätenzuschlag und der Krankenkassenrabatt.
Der Reichsrat empfahl dazu eine Einbeziehung der Arznei¬
mittelindustrie und des Großhandels in die Preissenkung .
Eine andere, vom Reichsrat verabschiedete Verordnung sieht
den Fortfall der Bezugsscheinpflicht für Betäubungsmittel
vor. Erhebliche Kosten sollen eingespart werden durch neue
Grundsätze für die Krankenanstaltsstatistik, die eine Verein¬
fachung der Statistik bringt.

Neuer christlichsozialrr Abgeordneter im Reichstag. An Stelle
des zu den Nationalsozialisten übergetretenen bisherigen christ¬
lichsozialen ReichstagsabgeordnetenPfarrer Deutsch, wurde der
Mannheimer Stadtrat vr . Schmechel, als christlichsozialer Ab¬

geordneter in den Reichstag berufen.

vov dev « egievnnss-
umbildung

In einer am DonnrrStag abgehaltene« FrattionSsitzung be-
faßt « sich die badisch« ZentrumSfraftion mit der durch da»
Hiuscheiden de» Staatspräsidenten und Justizministers Josef
Witte mann geschaffene » Lag « und kam» ebenso wie der
HauShaltauSschuß in seiner überwiegende» Mehrheit, zur ein¬
mütige » Auffassung, daß die Besetzung de» verwaiste«
Justizministeriums « nverzüglich erfolge «
müsse . AIS Jnstizminister «nd Staatspräsident soll dem Land¬
tag her bisherige Minister für Kultus «nd Unterricht, vr .
Schmitt , und «n feine Stelle als Kultusminister der der¬
zeitige Präfideut de« Rechnungshofes, vr Baumgartner ,
znr Wahl in Borschlag gebracht werde». ,

*

Die „Badische ZentrnmSkorrespondrnz« schreibt zu der Um»
bildung der Regierung u . a . folgendes:

„Die Zentrumsfraktion de» Badische» Landtag» hat gestern
zu der Frage der Nachfolgerschaft des uns allzufrüh und jäh
entrissenen hochverdienten Staatspräsidenten Wittemann Stel¬
lung genommen. Eine baldige Besetzung des freigewordene »
Ministeramtes erschien um so dringlicher, als gerade im Augen»
blick außerordentlich wichtige und bedeutsame Entschriduuge »
zu fälle» sind . Der Landtag befaßt sich zur Zeit mit dem Gut¬
achten der Sparkommifficm. Weitgehende Beschlüsse werden
gefaßt , die sehr viele Ermächtigungen für die Regierung ein»
schließen. Diese hat augenblicklich die Hände voll zu tun , da eS
gilt , durch ein Sofortprogramm so viele Einsparungen zu
machen , daß ein Defizit im Haushalt nicht entsteht , bzw . da¬
durch Finanzminister vr Mattes angekündigte neue Defizit
von 8 bis 10 Millionen JM durch weitere Einsparungen abge¬
deckt wird. Dazu kommt die Aufgabe, den neuen Voranschlag
aufzustellen , damit er rechtzeitig dem Landtag zur Beratung
vorgelegt werden kann ; und schließlich gilt es auf Grund , der
Landtagsbeschlüsse zum Gutachten der Sparkommkssion auf der
ganzen Linie den organisatorischen Umbau der Staatsverwal¬
tung mit dem Ziel der Vereinfachung und größtmöglichen Spar¬
samkeit vorzunehmen.

Dies« Tatsachen lassen ein « längere Verwaisung des Justiz¬
ministeriums nicht zu, zwingen vielmehrzu einer sofortigenWie¬
derbesetzung, wie dies auch von der überwiegenden Mehrheit
des Landtags anläßlich der Haushaltausschutzberatungen über
das Justizministerium am Dienstag dieser Woche anerkannt
wurde. Diese Erwägungen machen es aber auch notwendig,
daß keine Zusammenlegung von Ministerien erfolgt. Gerade
der bevorstehende organisatorische Umbau in der Staatsver¬
waltung macht die Wiederbesetzung des Justizministeriums
augenblicklich dringlicher wie je- Das Zentrum hält aber auch
eine dauernde Verwaltung zweier Ministerien, wie Unterrichts¬
und Justizministerium durch eine Person für eine Unmöglich,
keit . Schon in der Vorkriegszeit ist nach Aufhebung des Ober¬
schulrats .das Unterrichtsministerium vom Justizministe¬
rium losgelöst und vervollständigt worden. Wäre dieser Schrift
einige Jahrzehnte vorher erfolgt, dann hätte das Unterrichts¬
ministerium in dem vergangenen Jahrzehnt seit der Revolu.
tion auf der soliden Grundlage einer langen Tradition ebenso
sicher die neuen Aufgaben im Sinne der Sparmöglichkeiten
meistern können, wie es im Justizministerium anerkannter¬
maßen geschehen ist- Wollte man Unterrichts, und Justizmini¬
sterium heute wieder mit einander verbinden, so müßte da»
Unterrichtsministerium , dem etwa die Hälfte der badischen Be¬
amten unterstellt ist , zum Anhängsel des Justizministeriums
werden , das nach Auffassung des Zentrums mit einem Fnch.
mann , also einem Juristen , z« besetzen ist. Eine srsiche Rege¬
lung müßte jedoch der Lösung der großen Aufgabe, wie sie

'
speziell im Unterrichtsministerium angesichts der nötigen Re¬
formen und Einsparungen zufällt, ccksolut hinderlich sein.
Gänzlich ausgeschlossen wäre es auf alle Fälle, ein und der¬
selben Person — und das auch noch in dem Augenblick, der

so gewaltige Aufgaben bringt — zugleich zu übertragen: da»'

umfangreiche Unterrichtsministerium , das Justizministerium,
das Staatspräsidium und für die Zeit der Vakanz der badischen
Gesandffchaft in Berlin auch noch weitgehend die Leitung der

dortigen Geschäfte. Dies wäre eine derartige überlast«», einer
Person , wie es in keiner Weise auch beim besten Willen zu
größter Sparsamkeit verantwortet werden könnte . Das Zent¬
rum mutz es ablehnen, seinen hervorragendsten Führern einen

solchen Verschleiß an Gesundheit und Arbeitskraft zuzumuten,
daß sie vor der Zeit zusammenbrechen . Gerade der über¬

raschende Heimgang des Staatspräsidenten Wittemann muß
eine Warnung sein , nicht über Gebühr und menschliche Kraft

hinaus zu belasten-



Schließlich - darf nicht außer acht gelaffen werden , daß Baden
»m 'Gegensatz zu anderen Ländern bereits rin Ministerium auf-
gedodon hat, nämlich Ui « rbei,«Ministerium . Wenn von
untionalsozialistifcher Teile an der Wiederbesetzung des Justiz¬
ministeriums Kritik geübt wurde , so find diese Kreise dazu
am allerwenigsten befugt , nachdem auf ihr Drängen und For¬
dern in dem kleinen Braunschweig mit einigen Hundertausend
Einwohnern soeben ein zweiter Minister , nämlich ein National¬
sozialist gewählt worden ist, Hier hat man nichts davon ge-

. hört , bah di« Nationalsozialisten aus Gründen der Sparsamkeit
auf die Wiedevbesetzung dieses Ministeriums verzichtet hätten .
Aber das ist eben etwas anderes , wenn es fich um einen Na¬
tionalsozialisten , als wenn es sich um einen Zentrumsmann
handelt . . . . Die Sparsamkeit gerade an den verantwortungs¬
vollsten Stellen darf nicht dazu führe «, daß die wichtigste»
StaatSansgaben leide ». Das badische Zentrum ' legt Wert da¬
rauf , daß Spitzenstellen im Staate , die durch seine Vertrauens¬
leute besetzt wevden , gut besetzt find- Es glaubte mit dem Vor¬
schlag iines so hervorragenden Juristen wie Dr. Schmitt zum
Staatspräsidenten und Justizminister und eines so erfahrenen
Schulmanns wie Dr . Baumgartner , der zugleich auch Jurist
ist . diesem Grundsatz Rechnung zu tragen und damit zu er¬
füllen , was es dem Lande und dem badischen Volke gegenüber
schuldig ist."

Dr. Föhr, Chef der badischen Zentrumsfraktion
An Stelle des bisherigen , hochverdienten Chefs der badischen

Zentvumsfvaktion des Präsidenten Dr. Baumgartners , wurde
Reichs - und Landtagsabgeordneter Dr. Föhr durch ein ein¬
mütiges Vertrauensvotum zum Fraktionsvorsitzenden bestimmt .
Schon die Tatsache der einstimmigen Wahl zeigt das große und
uneingeschränkte Vertrauen , das die Mitglieder der Landtags -
fraktion dem neuen Führer an verantwortungsvollem Posten

.entgegenbringen . .
Abg . Dr. Föhr hat , wie die Badische Zentrumskorrespondenz

»schreibt , dieses Vertrauen , das er nicht nur im Kreise seiner

^ rlamentavischen Mitarbeiter , sondern auch im Lande weit
über den Bereich seiner Parteifreunde hinaus besitzt, durch eine
langjährige , aufopfernde und staatsmännische Arbeit in reich -.

,fte« Maße vollauf verdient . Seit dem Jahre 1921 im badi¬
schen Rondell , in der Schule des unvergeßlichen Prälaten Dr.
Schofer aufgewachsen , vermochte der mit einem starken politi¬
schen Willen und intuitiver politischer Kraft begabt « Abgeord -

jnete durch seine souveräne Beherrschung des umfangreichen
^Gebietes der badischen Finanzpolitik und des ihm als katholi¬
scher Priester besonders am Herzen liegenden Bereichs der Kul¬
tur - und Erziehungsfragen bedeutenden Einfluß zu gewinnen .
Dr Föhr hat in den letzten Jahren an der Seite ' Dr. Schofers
und Dr. Baumgartners an allen wichtigen Entscheidungen der
badischen Politik mitgewirkt .

Dr. Fohr ist geboren am 15. April 1882 in Sigmaringen »
studierte Theologie , Philosophie , Nationalökonomie an den
Universitäten Freiburg , 1910/13 , 1919/20 . Rom 1913/14 , Würz¬
burg Februar und März 1920 , Techn . Hochschule Karlsruhe
1918/19 ; 1913 theol, Examen , 1914 philosophisches Baccalaureat
in Rom , Dr. rer . p,ol. 1920 , seit 1920 Diözesanpräses des Volks -
vereinL für das katholische .Deutschland .für die Erzdiözese Frei ,
bürg , Kriegsteilnehmer 1915/18 , als Lazarettgeistlicher , Feld¬
geistlicher (8. Landwöhrdivision ) . Mitglied des Landtags seit
1921, Beisitzer im Vorstand der Zentrumsfraktion des Land¬

tags . Seit 1929 auch Mitglied des Reichstags .

Keine Flottenaussprache . Nach einer Havasmeldung aus
xGenf dementiert man in französischen Völkerbundskreisen ,
daß französisch - italienische Verhandlungen in der Flotten¬
frage gestern in Genf wieder ausgenommen worden seien .
Zwar seien beide interessierten Regierungen von dem glei¬
chen Wunsch beseelt , eine Lösung zu finden , doch habe , seit¬
dem Frankreich in Rom neue Vorschläge hätte unterbreiten
lassen , keine Besprechung stattgefunden .

AMlt « (Sbtwttii
Das Luftschiff „Graf Zeppelin " ist bei günstigem Wetter ,

aber Windstill « , um 1 .15 Uhr Freitagfrüh zur Südamerikafahrt
oufgcstiegen . Die Führung des Luftschiffes hat Kapitän Leh¬
mann übernommen .

Zwei . Militärflugzeuge stießen in etwa 1000 Meter Höhe
über dem Polygon in Straßburg zusammen und stürzten ab.
Die beiden Piloten fanden den Tod .
■ Die Unterschlagung bei der Kreiskaffe in Dillenburg , die zu¬
erst mit 40 000 M angegeben wurde , hat , wie sich im Verlaufe
der weiterer ; Revision herausgestellt hat , die Summe von
100 000 M überschritten .

Die Ermittlungen der Budapester Polizei führten auf die
. Spur zweier Kommunisten Szakacsi und Rezna , die in Zu¬
sammenhang mit dem Eisrnbahnattentat stehen sollen . In den
Taschen des Szakacsi wurde ein Notizbuch , entdeckt, das u . a .
«inen Situationspla « und den Maßjtab der Eisenbahnhrücke
in Ujpesk ferner , chemische Formeln für Schießbaumwolle und
andere Sprengmittel enthielt . Auf der Generalwiese zu
Budapest fand die Tranerfrirr für die Opfer der Eisenbahn¬
katastrophe von Bia Torbagy unter Teilnahme vieler Tau -

> sender statt . . Nicht , nur die öffentlichen Gebäude , auch die
meisten Privat .häüf .er hätten Trauerflaggen gehißt .

Der Aetna ist seit einigen Tagen wieder in Tätigkeit , doch
besteht keine Gefahr . Bis jetzt handelt es fich vor allem um
Raucheruptionen .

In der Nähe von Meaux fuhr ein mit einer Hochzeilsgesell -
sihaft besetzter Autobus , als er in der Dunkelheit einem

"Fußgänger ausweichen wollte , gegen ein Haus . Drei Jnsaffen
des Wagens wurden getötet und sechs verletzt .
, Aus Schanghai wird der „Times " gemeldet : Die Regierung
von Nanking hat amtlich mitaeteilt , daß die Überschwemmungen
80 Millionen Menschen betroffen haben . Die Jahresversamm¬
lung der ökonomischen Gesellschaft China hat beschlossen, in
Siam , Annam und Indien Reis zu kaufen , da di« in Amerika

, getätigten Getreidekäufe zur Deckung des Nahrungsmittelbe -
därss nicht genügen . In Weft -Shang -Si sind bereits 100 Per¬
sonen der Benlenpest erlegen .

Wie erst jetzt bekannt wird , fegt « vergangenen Samstag
und Sonntag ein Wir - elsturm über di« Gegend von Santa
Rosalia in Niederkalifornien dahin . Etwa 50 Menschen find
ums Leben gekommen .

Star orrreVbtmv mm
Der im Wirtschaftsausschuß der Völkerbundsversammlung

begonnenen allgemeinen Aussprache kommt insofern eine ge-
wiffe - «sondere Bedeutung zu, als hier die Stellungnahme
vorbereitet wird , die die . Bölkerbundsversammlung zu den
Fragen der Wirtschaftskrisis einnehmen wird . Der Aussprache
liegen die verschiedenen Berichte zugrunde , die der Europa -
Ausschuß und die Wirtschafts - und Finanzorgane des Völker¬
bundes ausgearbeitet haben .

Die Aussprache wurde eröffnet durch verschiedene Referate ,
von denen . diejenigen des deutschen und des ftanzösischen
Vertreters von besonderem Interesse sind . Der deutsche Ver¬
treter , Ministerialdirektor Dr. Posse , erklärte , es höbe auf
den verschiedenen Konferenzen der verfloffenen Fahre an der
großen , leitenden Idee gefehlt , die notwendig sei, um einen
Ausgleich zu schaffen . Der deutsche Vertreter wandte , fich be¬
sonders gegen den Gedanken von Zollerhöhungen und Ein¬
fuhrverboten .

Die Rede des französischen Handelsministers Bollin hat
insofern enttäuscht , als er in keiner Weise zu erkennen gab ,
durch welche praktischen und erfolgversprechenden Maßnahmen
der Krise gesteuert werden soll. Aus der Rede des französi¬
schen Handelsministers ist im übrigen noch die Tatsache be¬
merkenswert , daß Frankreich offenbar mit größter Hartnäckig¬
keit immer noch an dem Plan internationaler Jndustriever -
einbarungen sesthält , obwohl diese Idee im Europa -Ausschuß
als nicht besonders erfolgversprechend kritisiert worden ist.

Zusammenarbeit der Wirtschaftsgruppen . In Berlin fan¬
den gemeinsame Verhandlungen zwischen dem Reichsverband
der deutschen Industrie » dem Reichsverband des deutschen
Groß - und Überseehandels und dem Verband deutscher Waren -
und Kaufhäuser über grundlegende Fragen des gegenseitigen
Geschäftsverkehrs mit dem Ziele , eine vertrauensvolle Zusam¬
menarbeit in allen wirtschaftlichen Fragen herbeizuführen ,
statt . Die allgemeinen Verhandlungen , an denen sich maß¬
gebende Vertreter der genannten Wirtschaftsgruppen beteiligt
haben , konnten soweit gefördert werden , daß in allernächster
Zeit Kommissionsverhandlungen über die konkrete Gestaltung
stattfinden - werden .

Die „Rote Fahne " verboten . Der Polizeipräsident hat die
in Berlin erscheinende Zeitung , .Die Rote Fahne " einschließlich
der Kopfblätter mit sofortiger Wirkung auf die Dauer von
vier Wochen verboten . In denx, von der „Roten Fahne " ver¬
öffentlichten Telegramm des ZK . der KPD . an die englische
Marine wird eine schwere Störung der freundschaftlichen
deutsch-englischen Beziehungen erblickt . Der Schlußsatz des
Telegramms stellt überdies eine Aufforderung zum Ungehor¬
sam gegen die Gesetze dar .

Reichstarif der Gemeindearbeiter . Die Verhandlungen des
Gesamtverbandes mit dem Reichsverbänd kommunaler und
anderer öffentlichen Arbeitgeberverbände Deutschlands haben ,
dem „Vorwärts " zufolge , das Ergebnis gehabt , daß die
Reichömanteltarifverträge der Gemeindearbeiter und Stra¬
ßenbahner bis zum 31 . März 1932 verlängert werden . Von
diesen Verträgen werden rund 300 000 Gemeindearbeiter um¬
faßt .

Disziplinarverfahren «egen einen Richter . Gegen Land¬
gerichtsdirektor Arndt in Berlin , dem fahrlässiges Verhalte »
als Vorfitzender bes Stinnes -Prozesses zur Last gelegt wird ,
wurde das förmliche Disziplinarverfahren eröffnet und gleich¬
zeitig die Amtssuspension angeordnet .

Vadffrhev Landtag
58 . Sitzung

DZ . Karlsruhe , 17. Sept . 1931.
In der heutigen Nachmittagssitzung hat der Landtag die

Beratung über
das Spargutachten

ausgenommen .
Sie wurde durch einen umfassenden Bericht des Abg . Du

Föhr (Zentr .) eingeleitet , der als Meinung des Landtags
folgendes festlegt :

Die Vereinfachung der Staatsverwaltung ist notwendig , um
eine Ermäßigung des Steuerdrucks zu erzielen . Durch die
Beschlüße des Landtags wird erreicht werden müssen , daß
einmal das Gleichgewicht im künftigen Haushalt hergestellt ,
zum anderen aber auch , daß die Sonderkürzung der badischen
Beamten entbehrlich gemacht werden kann . Vorschläge der
Sparkommission , die Erschwerungen für die Bevölkerung und
andere Nachteile sowie eine unnötige Beunruhigung des Lan¬
des bringen , sind abzulehnen . Wo immer der Gesichtspunkt
größter Sparsamkeit es zulätzt , soll an das bestehende Gute
angeknüpst und dasselbe tunlichst erhalten werden . Es emp¬
fiehlt sich, grundsätzlich eine Angleichung an Württemberg
herbeizuführen , soweit nicht dadurch gutbewährte Einrichtun¬
gen in Baden zerstört werden . Darüber hinaus erscheint es
notwendig , daß auch die allgemeinen Sparvorschläge des
Reichsspaxkommissars in Bahqn verwirklicht werden . Der
Landtag soll in erster Linie beschließen , in welcher Richtung
sich die Sparreform bewegen soll. Das Tempo , der Durch¬
führung wird von der Regierung selbst zu prüfen sein . Der
Berichterstatter wendet sich dann den Sparvorschlägen auf
dem Gebiete des

Ministeriums des Kultus « nd Unterrichts
Er stellt fest, daß in Land und Gemeinden der Zuschutzbedarf
für das Schulwesen zusammen um 100 Proz . gestiegen ist,
für das Land allein um 242 Proz ., während für die Gemein ,
den eine Verringerung um 1,25 Proz . eingetreten ist. Der
Reichsdurchschnitt des Zuschußbedarfes stellt sich nur auf
93 Proz . Hier liegt nach den Ausführungen Dr .

'
Föhrs ein

organischer Fehler in der badischen Staatsverwaltung vor ,
zugleich auch die Ursache für die günstigen Landesfinanzen
Württembergs und die weniger günstige Lage Badens . Das
Land Baden ist durch das Bildungswesen mit 55 Millionen
belastet , Württemberg dagegen nur mit 35 Millionen . Die
gewaltige Steigerung der Ausgaben führt Abg . Dr . Föhr
darauf zurück , daß die deutsche Republik von vornherein
grundsätzlich sehr stark die Verbesserung des Bildungswesens
betonte . Hatten die Länder alles ausführen wollen , was die
Reichsverfassung programmatisch vorgeschrieben habe , so wäre
längst die Belastung untragbar geworden . Es könne indessen
nicht geleugnet werden , daß auch durch die badische Gesetz¬
gebung ist starkem Ausmaße , die auffallende Belastung ge¬
rade des badischen Staatshaushalts verschuldet wurde . .

Rach Auffassung des Berichterstatters , die sich mit jener
des Reichssparkommissars deckt, wird zunächst versucht werden
müssen , mit der Durchführung einfacherer Mittel und vor¬

übergehender EinschränkuM ober Belastung der Schulorg »
Nismen auszükommen und die bestehenden Schuleinrichtu ».
gen . wenn irgend möglich , unangetastet zu lassen ,

Abg . Dr. Föhr erläutert dann eingehend die vom Hau «,
haltsausschuh vorgelegten Richtlinien , die durch die Press ,
bereits bekannt '

geworden find .
Nach dem 2/4 ständigen Vortrag des Berichterstatter » « .

greift zunächst
ünterrichtsminifter Dr . Schmitt

das Wort . Er beginnt mit dem Dank an Dr . Föhr für den
erschöpfenden Bericht und fährt fort : Um die Sparmöglich ,
keilen zu ergründen , müssen wir aus allen Quellen schöpfen.
Das Spargütachten ist nur eine Quelle . Wir danken an die .
ser Stelle den Mitgliedern der Kommission , an der Spitz «
Präsident Dr . Steinbrenner , für ihre fleißige Arbeit . Eg
ist zu unterscheiden zwischen einem Sofort - und einem Dauer .
Programm . Das letztere dürfte das Wichtigere sein . Wir
können heute nur Richtlinien geben . Es ist sozusagen die
erste Beratung . Die zweite Beratung wird beim Budget zu
erfolgen haben, , das Ende dieses Jahres vorgelegt werde »
soll. In erster Reihe kommen die schulischen Gesichtspunkte
in Frage , wobei den finanziellen Gesichtspunkten allerdings
eine sehr starke Bedeutung zukommt . Auch muß die Frage
des Nachwuchses gewürdigt werden , bei den Hochschulen die
Frage der Forschung . Wer beim Sparen verliert , wird sich
natürlich dagegen wehren . Aber die Hindernisse müssen
überwunden werden . Wir müsien mit Gerechtigkeit gegen
Alle und Objektivität an die Verwirklichung der Sparvor -
schlüge herantreten . Wir wollen die Fehler der Vergangen¬
heit anerkennen und zugestehen , daß wir relativ eine Übe»
organisation haben . Notwendig ist eine straffer « Zusammen -
fassung der Regierung im StaatSministerium . Zum Bereich
der Unterrichtsverwaltung übergehend , sagt der . Minister :
Wir haben zu viel Lehranstalten ; die Bedürfnisfrage ist nicht
genügend geprüft worden . Grundsätzlich stehe ich auf dem
Standpunkt , daß alle Schularten dem Unterrichtsministerium
unterstellt werden . Ich trete daher der Meinung entgegen ,
daß die Handels - und Gewerbeschulen vom Unterrichtsmini ,
sterium zu trennen seien . Eine geschäftliche Entlastung de »
Ministeriums ist möglich . Auf dem Gebiete der Schule darf
man nicht zu viel experimentieren . Die Auflösung der
Kreisschulämter und Zuweisung ihrer Aufgaben an die Land -
räte lehne ich ab .

Der Minister fährt fort : Der Kulturstand der Schule soll
nach Möglichkeit und Notwendigkeit erhalten werden . Nötig
ist die Hebung der Massen durch eine gute Allgemeinbildung .
In der Verminderung der Vollanstalten kann ich durchaus
keinen Rückschritt erblicken . Nicht auf die Quantität dep
Schüler kommt es an , sondern auf die Qualität . Es ist auch
kein Rückschritt , wenn wir weniger Schultypen haben und ' an
den Hochschuleti gewisse Einrichtungen zweiter Art aufgeben
müssen . Ist es notwendig , daß wir in Freiburg und Heidel¬
berg je eine Professur ' für Zahnheilkunde haben ? Die Ent¬
wicklung unserer Schule kann ruhig verlangsamt werden .
Die vielen Schultypen find ein Ausdruck der Uneinigkeit . Di «
geistige Ausbildung müsse vor der körperlichen , deren Bedeu¬
tung keineswegs verkleinert werden soll, immer den Vorrang
haben .

Zwei Arten von Realgymnasien sind nach Ansicht des Minsi
sters kein Ideal . Er wünscht eine Kombination von Volks »
und Fortbildungsschule . Die Erhöhung der . Klaffenstärke hon
55 auf 60 oder gar 65 Schüler lehnt das Staatsministerium
entschieden ab . Der Redner unterstreicht die Bedeujung de»
Religionsunterrichts , zumal in heutiger Zeit . Grundsätzen :
„die Jugend verlangt nach jugendlichen Lehrern " will der
Minister nach Möglichkeit Rechnung tragen . In diesem Zu¬
sammenhang erinnert der Minister an d,e schlimme Lage der
Junglehrer und Affefforen . • Wir werden noch an Ostern 1935
einen Überschuß von 422 Junglehrern bei einet Stellenzahl
von 7000 , und von 214 Affefforen , bei einer außerplanmäßigen
Stellenzahl von 1200 haben . Die Zusammenarbeit von Mini¬
sterium und Lehrerorganisationen sei etwas Selbstverständ¬
liches . Die Kritik dürfe aber das sachliche Maß nicht über¬
schreiten .

Aus den weiteren Darlegungen des Ministers ist wichtig ,
daß Handels - und Gewerbeschulen in kleinen Verhältniffen
zusammengelegt werden sollen . Die hochgespannten Fordern »,
gen des Berechtigungswesens müßten bekämpft werden . Zu
fordern sei eine stärkere Begabtenäuslese , eine zentralere
Gestaltung des Abiturs und der Abbau von oberen Klaffen ,
ino irgend angängig . Die Mädchenschulen sollen erhalten
bleiben .

Zu den Hochschulen bemerkt der Minister , diese könnten nur
betreut werden im Benehmen mit den anderen Hochschullän -
dern . Wir haben große Sorgen um unsere Hochschulen , au «
Gründen finanzieller Art . Von den Absagen des Reiche«
werden wir uns nicht abschrecken lassen und immer wieder
mit der Bitte um Hilfe an das Reich herantreten . Es sei
zu hoffen , daß einmal der Tag eintritt , an dem von seiten
des Reiches getan wird/was nötig ist. Sollte das Reich dann
Bedingungen stellen , etwa , daß es ein Mitwirkungsruht bei
der Besetzung von Professuren ' erhält , so werde sich Darüber
durchaus reden lassen . Die Aufhebung einer der drei Hoch¬
schulen oder Fakultäten lehnen wir ab . Das sind wir der
Vergangenheit und Zukunft schuldig . Äbgelehnt wird ferner
der Grundsatz ; bei der Besetzung von Professuren nur jüngere
Kräfte zu berufen .

Den Antrag zum Landestheater versteht der Minister so,
daß die Verträge künftig nicht im Rainen des Staates , son-
Hern im Namen der Stadt Karlsruhe abgeschlossen werden
sollen . Er sei eine brauchbare Grundlage für weitere Ver¬
handlungen mit der Stadt . .

Der Redner zollt der Haltung des Soloperfonals am L«m -
hestheater anerkennende Worte und schließt, . diese Kultur¬
stätte dürfe kein Nacht - und Amüsierthratrr werden . Gegen
eine Schließung sprächen die danach äuftretenden Pensions -
ansprüch «.

Als erster Fraktionsredner spricht Abg . Dr . Person , vom
Zentrum . Er zollt der ausgezeichneten Berichterstattung de»
Abg . Dr. Föhr Dank und Anerkennung und erklärt , alle kul¬
turellen Wünsche müßten auf ihre finanzielle Tragbarkeit
geprüft werden . Das Unterrichtsministerium sei neu . es da -
tiere erst aus dem Jahre 1911 und habe den Anforderungen
des Zeitgeistes nicht den nötigen Widerstand entgegenzusetzen
vermocht . . Daß die Opposition bei den 76 Sparanträgen nur
ein einziges Mal ihre Stimmen dggegen erhob und sonst zu¬
stimmte oder , sich enthielt , gereiche dem Landtag zur Ehre .
Von einer Aufblähung des Beamtenapparates in Baden (vor
dem Kriege 22 500, heute 22 800 ) könne man nicht sprechen .
Dem Berechtigungswahn seien Wirtschaft und Maat zum
Opfer gefallen . Der Redner ist der Meinung , man solle lie¬
ber Nebenfächer abschaffen , als die Schule deformieren . Falls
das Reich , die Gewährung einer Hilfe für . die Heidelberger
Universität an Bedingungen knüpften sollte , so müßte er , der
Redner , fich dagegen wenden . Dann wäre ihm Schurman ,
der die Hilfe ohne Bedingungen bereitstellte , schon lieber .

Gegen 8 Uhr schließt die Sitzung . Fortsetzung der Aus¬
sprache Freitag , vorm . 9 Uhr . Außerdem steht Wahl de«
Justiz - « nd de« NnterrichtsministerS sowie de» Staatspröfl -
ventrn auf der Tagesordnung .

'
„

'



59, Sitzung .
" • --- DZ . SarlSrnh », 18. Sept ^ 1931.

Die Aussprache über das
Spargutachten

wird heute vormittag mit einer Rede des sozialdemokratischen
Abg. Graf fortgesetzt . Er meint , man könne nicht alles

Württemberg angleichen, um Ersparnisse zu erzielen . Die
Organisation sei doch verschieden und der - Ausbau unserer
Volksschule fortschrittlicher wie in Württemberg . Die Volks¬
schule dürfe in ihrem Wert durch Sparmaßnahmen nicht
herabgemindert werden, sie müsse im Gegenteil wieder mehr
zur Geltung kommen . Wir müssen die Volksschule so heben,
Hatz die Abwanderung in die höheren Schulen nachläht. Wir
find gegen die Wiedereinführung der Bürgerschule. Es ist
notwendig, datz die Fachschulen einen Teil der Allgemeinbil¬
dung ganz besonders pflegen. Bezüglich des Religionsunter¬
richts in den Fachschulen haben wir eine etwas andere , be¬
reits bekannte Auffassung. Wir erachten ihn nicht für zweck¬
mäßig, ohne dabei religionsfeindlich zu sein. Den Sparvor¬
schlägen des Ausschusses stimmt die Fraktion zu . Das
Schmerzenskind seien die drei Hochschulen . Er , der Redner ,
glaube nicht daran , datz das Reich in diesem Augenblick hel¬
fend eingreift . Was aber dann , wenn das Reich versagt ?
Ist es dann noch möglich , die drei Hochschulen zu unterhal¬
ten ? An dieser Frage werde man nicht Vorbeigehen können,
und es sei angebracht, bei der Etatsberatung die Frage ernst¬
haft zu ventilieren . Auch die Professoren mögen Opfer brin¬
gen . Es müsse eindringlich darauf hingewiesen werden, welch
ungeheuren Opfer alle Volksteile, auch die Arbeiterschaft, für
unsere Hochschulen bringen . Infolge der Aufwendungen für
die Hochschulen dürfe die Volksschule keine Verschlechterung
erfahren . Der Antrag zum Landestheater solle eine Ver¬
handlungsgrundlage sein . Die Fraktion würde keiner Matz -
nahme zustimmen, die dieses Institut als Kulturthcater be¬
seitigt.

Für die Deutsche Volkspartei spricht
Abg . Horn . Er hält den Vergleich mit Württemberg für

überholt. Es sei ein bitteres Gefühl , durch die Not gezwun¬
gen , auch an das Bildungswesen mit Sparmatznahmen heran¬
zugehen . Wir werden auf jede entbehrliche Ausgabe und
vielleicht auf liebgewordene Einrichtungen verzichten müssen .
Man müffe dabei allerdings mit grötzter Vorsicht zu Werke
gehen , damit nicht ein untragbarer ideeller Verlust entsteht.
Aus Einzelheiten einzugehen, habe leinen Zweck , da es sich
ja lediglich um Richtlinien handelt . Der Redner beschäftigt
sich dann mit der Sorge um den Lehrernachwuchs. Die Auf¬
fassung des Ministers , datz die Hauptaufgabe die Hebung der
Bildung der breiten Massen sei, werde . jedermann unter¬
streichen können . Auf dem Gebiete der höheren Lehranstalten
fei .zuzugeben, datz wir uns übernommen haben . Der Haupt¬
grund der Vielzahl an Abiturienten liege in dem von allen
Kreisen und Ständen geförderten Berechtigungsunwesen. Der
Redner erörtert die Möglichkeiten, um den Andrang zum
Abitur qbzudämmen. Er ist für Vereinheitlichung der Lehr¬
pläne als Grundlage für eine Schulreform . Man müffe die
Kinder von vornherein mehr ins Leben hineinstellen. Der
Standpunkt der Regierung , keine Hochschule abzubauen , sei
zu begrüßen , und der Forderung zuzustjmmen , datz eine
Hochschule aus Reichsmitteln unterhalten wird. Eine Beein-
trächtigung der Bibliotheken könnte zu Störungen des Hoch¬
schulbetriebes. führen . Bezüglich des Landestheaters stellt
sich der Redner hinter den Antrag der Regierung , wenn er
auch , bedauert , datz mit der Aufgabe des Landestheaters als

/ solchem, wiederum ein Stück alter Tradition verschwindet.
- Abg., Kraft (Nat .-Soz .) beginnt seine Rede mit einer grund¬
sätzlichen Erklärung gegen die Politik der letzten 18 Fahre .
»Die Verantwortung für das heutige Elend trügen die Män¬
ner, , die es nicht verstanden hätten , nach der Niederlage die
notwendigen Sparmatznahmen durchzuführen . Mit dem Par¬
lamentarismus werde man die Not nicht lindern können.
Heute kämen die Sparmaßnahmen zu spät . Die National¬
sozialisten verlangten eine grundlegende Änderung des heu¬
tigen Systems , eine vollkommene Ablehnung marxistischer
Gedanken und die Rückkehr zum nationalen Volksstaat. Sie
müßten die Gesamtverantwortung für die Sparmaßnahmen
ablehnen und die Verantwortung für deren Durchführung
den Regierungsparteien überlassen. Die nationalsozialistische
Fraktion stimmt den Sparvorschlägen in einigen Punkten zu,
nn übrigen aber wird daran scharfe Kritik geübt. An die
Regierung richtet der Redner die präzise Frage , ob sie glaube,
mit Angestellten billiger auszukommen als mit beamteten
Kräften . Erfreulich findet er die Erklärung des Ministers ,
datz die Klassenstärke nicht erhöht werden soll. Bei den Hoch¬
schulen des Landes könnten noch Einsparungen erzielt wer¬
den , ohne datz ihr Ruf leiden wird . Es wäre eine Ungeheuer¬
lichkeit, wenn etwa die Universität Heidelberg ihre Pforten
schließen müßte . Der bezüglich des Landestheaters geplan¬
ten Regelung stimmt der Redner zu in der Erwartung , datz
das hohe Niveau dieser Kulturstätte nicht das mindeste her-
intergedrückt wird. , . ,

Minister vr . Schmitt tritt der Auffassung des Vorredners
mtgegen , als ob die Regierung an der Aufstockung der höheren
Lehranstalten Schuld trage . »

Abg . Hofheinz (Staatsp .) bedauert das beschränkte Mit -
virfungsrecht des Landtags bei , Durchführung der Sparmah -
mhmen. Es sei auch zu bedauern , datz das Sofortprogramm
>en arundsätzlichen Reformen vorangeht . Der Redner sieht
m Spargutachten Stabilisierungsabsichten für das Land in
einer heutigen Form . Es werde alles vermieden, was zum
Reiche hinführe . Das Spargutachten enthalte eine ganze
Renge zu beanstandender Darstellungen und Schlutzfolgerun-

jen . Die Sparkommission habe sich an die finanzpolitische
kusiragserteilüng gehalten. Das gehe daraus hervor, datz
ie beim Unterrichtsministerium an keiner Stelle ausinnere
fragen eingegangen sei . Das Spargutachten könne nicht als
Gradmesser dafür dienen, was schließlich zu geschehen habe.
k>er Redner verlangt eine einfachere Gestaltung der « chul-
»erwaltung , weiteste Möglichkeit des Aufstieges der Begabten ,
öeseitigung der übersteigerten außerplanmäßigen Stellen so-
vie Beteiligung des Reiches an den bildungspolitischen Auf¬
gaben. Den Städten Und Gemeinden , die bisher schon diese
ind jene Behörde verloren haben, sollte man , sofern es sich
iarum handelt, auf dem Gebiete der Schule die Konkurrenz
>er Nachbargemeinden abzuwehren , nicht neue Wunden schla- '

n . In der Dezentralisation der Geschäfte des Ministeriums ,
ri Grundsatz, der für alle Ministerien zu gelten habe, liege
h günstiger Kern . Das Unterrichtsministerium müffe der

' “ auf schulischem Gebiete in Baden der geistige
Führer sein .

Der Redner verbreitet sich dann über schulprogrammrstische
Föageu.

' (Fortsetzung folgt.)
*

Verminderung der Abgeordneten
Die Regierungsparteien haben im Landtag einen Antrag

«ingebracht, die Regierung zu ersuchen, auf Grund des Spar -
tntachtens und der Notverordnung des Reichspräsidenten vom
24. August 1831 das Erforderliche vorzusehen, daß bereits für
di« nächsten . Landtagswahlen die Zahl her Abgeordneten etwa
um ein Drittel der jetzigen Zahl herabgesetzt , und aus etwa
80 bis 05 sestgelegt wird.

Verbot dev ZNamEermee
„Avbettev-rettrms"

Der ,Minister des Innern hat mit Wirkung vom 18 . Sep¬
tember, die in Viannheim erscheinende kommunistische „Arbeiter-

Zeitung " auf Grund der beiden Verordnungen' des Reichs- ,
Präsidenten zur Bekämpfung politischer Ausschreitungen auf
dir Dauer von vier Woche» verboten. Anlaß zu dem Berüot
gaben Artikel in Nr . 160 der „Arbeiter-Zeitung " vom 17.
tember 1931, in denen das aufrührerische Verhalten der eng¬
lischen Matrosen offen gebilligt und verherrlicht wird . Die
„meuternden " Mannschaften werden zur weiteren Gehorsams¬
verweigerung und zu Gewalttätigkeiten gegen die Offiziere
aufgefordert und ihr Verhalten als nachahmenswertes Beispiel
verherrlicht. Diese Ausführungen der „Arbeiter-Zeitung " ent-
halten somit ein« Aufforderung zum Ungehorsam gegen Gesetze
und rechtsgültige Verordnungen. Sie sind zugleich auch geeig¬
net . die öffentliche Sicherheit und Ordnung ernstlich zu ge¬
fährden.

«rvtev ras its Baden
Bon den kommunistischen Organffationen war für den 20.

September die Abhaltung eines „Roten Tages in Baden"
, der

als „Roter Volkstag der Sport - und Kulturorganisationen "

bezeichnet wurde und - zu einem „gewaltigen Aufmarsch des
revolutionären Proletariats " ausgestaltet werden sollte , ange¬
kündigt worden . Wie sestgestellt wurde, handelt es sich bei
dieser Veranstaltung um eine ausgesprochen politische Kund¬
gebung. Die in Betracht kommenden Polizeibehörden sind
darauf hingewiesen worden , datz auch diese sportlich und kul¬
turell aufgezogenen Veranstaltungen unter das bestehende
Verbot von Umzügen und Versammlungen unter freiem Him¬
mel fallen, sofern sie aus öffentlichen Straßen und Plätzen
stattfinden. Weitergehende Verbote können örtlich auf Grund
der Verordnung des Reichspräsidenten vom 28, März 1931
erlaffen werden.

Me Älttvassung der GehiUtev
dev Gemekttdebeamte«

Die badische Regierung hat, wie wir von zuständiger Stelle
erfahren , in das ' Notgesetz vom 9. Jul , Bestimmungen über
die Anpassung der Gehälter der Gemeindebeamten an die der
Landesbeamten ausgenommen. Zur Durchführung dieser Be¬
stimmungen ist die Aufstellung von Richtlinien notwendig, die
zweckmähigerweise in Form einer Besoldungsordnung für
Gemeindebeamte gekleidet werden, über welche die Bezahlung
von Gemeindebeamten nicht hinausgehen darf . Diese Richt¬
linien sind nun von dem zuständigen Innenministerium mit
dem Finanzministerium ausgearbeitet und den Verbänden der
Gemeinden zur Stellungnahme zugeleitet worden. Da die An-
paffung der Gemeindegehälter an die der Landesbeämten sei¬
tens des Reichs raschestens verlangt wird, soll die Stel¬
lungnahme der interessierten Verbände so rechtzeitig erfolgen,
datz die Durchführung der Richtlinien noch Ende dieses Mo¬
nats in Angriff genommen werden kann.

mtt de« badische« « taatBairgefteMerr
Am Donnerstag wurden die Verhandlungen über den An¬

trag der badischen Staatsregierung auf Kürzung der Gehalts¬
sätze der badischen Staatsangestellten in einer Schlichterkonfe¬
renz unter Vorsitz des Schlichters von Südwestdeutschland fort-
geführt. Da eine Einigung nicht zu erzielen war , wurde ein
Schiedsspruch sestgelegt,^ über dessen Annahme oder Ablehnung
fich die Parteien bis zum 23. September d . I . zu erklären
haben.

Ga «ta- des - e«tval»evda«des
dev badische« SlngefteUten

Der in Triberg abgehaltene elfte badische Gautag des
Zentralverbandes der Angestellten war sehr gut besucht . In
längeren Ausführungen erstattete Gauleiter Schneider den
Tätigkeitsbericht, unter Hervorhebung, datz die wirtschaftliche
Krise auch die Lage der Angestellten außerordentlich ver¬
schlechtert habe . Die Arbeitnehmerschaft müffe mit allen ihr
zu Gebote stehenden Mitteln die staatspolitischen Rechte ver¬
teidigen. Der Redner forderte ein Berufsausbildungsgesetz
und stellte weiterhin eine Erhöhung der Mitgliederzahl im
abgelaufenen Jahr um nahezu 3000 fest. — , Danach folgte
der Jugendbericht , den Oberle, Karlsruhe , zur Kenntnis
brachte und der ebenfalls eine starke Mitgliederzunahme fest¬
stellen konnte . Nachdem sich noch Abg. Rnckert über die Krise
ausgesprochen hatte, wurde der Gautag geschlossen. — Am
Sonntag fand eine öffentliche Kundgebung statt, in deren
Mittelpunkt ein Referat des Verbandsvorsitzenden Urban,
Berlin , über „Wirtschaft und Gewerkschaft " stand.

Si » fingierter Siaubüberfall
Wie wichtig für die Gendarmeriebeamten , die oft unerwar¬

tet vor die ersten Feststellungen in schwierigen Kriminalfällen
gestellt werden, eine gute Schulung und Erfahrung im Kri¬
minaldienst ist, zeigt ein Vorfall, der sich vor einigen Wochen
in St . Blasien abgespielt hat. Dort erschien Ende Juli auf
der Gendarmeriestation der Kaffenbote der Stadtgemeinde
und meldete , datz ihm auf einem Dienstgang außerhalb des
Kurortes seine Handtasche und seine Brieftasche mit insge¬
samt 640 RM . Inhalt gewaltsam entriffen worden seien. Bei

idem Überfall sei er mit einem harten Gegenstand auf den
Hinterkopf geschlagen worden , so datz er eine blutende Verlet¬
zung am Hinterkopf davongetragen habe. Die Täter seien in
den naben Wald geflüchtet . .

Der Gendarmeriebeamte, der schon bei den Angaben des
Kaffenboten Verdacht geschöpft hatte, untersuchte sofort die
Verletzung und -stellte dabei fest, daß das Blut der Wunde
nicht frisch zu sein schien. Eine sofort von ihm veranlatzte
ärztliche Untersuchung bestätigt« diese Wahrnehmung . Der
Beamte ließ aber ferner noch am selben Abend die angeblich
frische Verletzung im Krankenhaus röntgen , wobei fich eben¬
falls ergab, datz diese schon älteren Ursprungs war . Eine
Haussuchung in der Wohnung des Kaffenboten förderte dann
überdies noch die „geraubten" 640 RM . zutage. Angesichts
dieser erdrückenden Beweise gestand der Kaffenbote ein , den
Überfall vorgetäuscht zu haben.

So wurde durch das überlegte und rasche Arbeiten der Gen¬
darmerie die Stadtgemeinde St . Blasien nicht nur vor einem
finanziellen Schäden bewahrt und von einem ungetreuen Kas¬
senboten befreit, durch , die schnelle Klärung des angeblichen
Überfalles wurde zugleich, auch eine naheliegende Beunruhi¬
gung der zahlreichen Besucher des Kurortes vermieden.

VaderrS würrtche
auf der Lürrderkonfereur

Über die Berliner Beratungen , der süddeutschen Länder ein-
schließlich Sachsen, die am Dienstag in der Reichskanzlei , mit
dem Reichskanzler und dem Reichssinanzminister gepflogen
wurden ! ist bisher kaum etwas in die ' Öffentlichkeit gedrun¬
gen , zumal diese Beratungen vertraulichen Charakter hatten.
Wie die „Badische Preffe " von zuständiger Stelle über die
Beratungen der Länderkonferenz und besonders die Stellung¬
nahme der badischen Teilnehmer, zu den in Berlin aufgewor¬
fenen Fragen erfährt , wäre es nicht Zweck der Berliner Be¬
sprechungen, Entscheidungen über Einzelheiten herbeizufüh-
ren , sondern sie sollen vielmehr die Reichsregierung über die
Stellungnahme der Ländervertreter und die besonderen
finanzwirtschaftlichen Schwierigkeiten der einzelnen Lander
aufklären . Die Beratungen haben gezeigt , datz ein derartiges
gemeinsames Vorgehen nicht erreicht werden kann und die
Reichsregierung auch weiterhin an dem schon bei früheres
Besprechungen mit den Ländern zum Ausdruck gebrachten
Standpunkt festhält, datz sich die Länder selbst helfen müssen .

Von badischer Seite wurde in der Aussprache auch äuf die
besonderen Schwierigkeiten hingewiesen, die für das Land »die
drei Hochschulen bedeuten, die im Durchschnitt nur von ■40
v. H. Badenern und 60 v. H. Studenten aus dem übrigen
Reich besucht werden. Eine Stellungnahme des Reichsfinanz¬
ministers zu dieser Einzelfrage ist allerdings nicht erfolgt.
Das vom Standpunft der Finanzwirtschaft des Landes unbe¬
friedigende Ergebnis der Aussprache in der Reichskanzlei wer-
anlatzte den badischen Finanzminister , am Dienssagnachmittag
die besonderen Sorgen des Landes Bqden auf dem Gebiete
der' Hochschulen dem zuständigen Reichsminister, nämüch
Reichsinnenminister l)r. Wirth , vorzutragen . Der Reichs¬
innenminister dürfte dabei die Zusicherung gegeben Habens
daß die von dem badischen Finanzminister ausgeworfeneFrage
der badischen Hochschulen von seinem Ministerium weiter ver¬
folgt werde.

Die Aussprache in der Reichskanzlei hat den Ländern gezeigt ,
datz die Reichsregierung die Anpassung der Gemeindebeamten»
gehälter an die der Staatsbeamten als eine der dringendste«
Aufgaben und als Voraussetzung für spätere Maßnahmen des
Reiches ansieht. Die badische Regierung wird deshalb möglichst
rasch an die Durchführung dieser Aufgabe Herangehen , zu der
sie bereits in 8 1 des Artikels 2 des auch vom Landtag ange¬
nommenen Notgesetzes vom 9. Juli , über Änderungen» im
Staatshaushalt sich die gesetzliche Grundlage geschaffen hat.
Sie hat deshalb Richtlinien über die Anpassung der Dienst-'

bezöge der Gemeindebeamten an diejenigen der Landesbeam»,
ten ausgearbeitet und diese im Lause des Donnerstag de»
Gemeindeverbänden zur Stellungnahme zugeleitet. Diese
Stellungnahme soll so rechtzeitig erfolgen, daß mit der Durch¬
führung dieser Richtlinien noch Ende dieses Monats begon

'̂

nen werden kann.

Der Kehler Voranschlag 1931. Der Gemeinderat Kehl halt»
es seinerzeit abgelehnt , dem Bürgerausschutz den neuen Bor-
anschlag, der die Einführung der doppelten bzw . dreifachem
Bürgersteuer und die Erhöhung der Gemeindebierstener bow
sah , vorzulegen . Der Voranschlag ging darauf an das Be¬
zirksamt zur Festsetzung eines Zwangsetats . Aber auch der
BezirkSrat lehnte es in seiner Rechtsmehrheit ab, der Bevöl¬
kerung Kehls derartige Lasten aufzuerlegen , und lehnte eben-l
falls die Festsetzung eines Zwangsetats ab . Gegen diesen Be-
zirksratsbeschlutz erhob der Vorsitzende , Landrat Schindele»
Rekurs beim Staatsministerinm , das nunmehr diesem Rekurs
stattgegeben und den Bezirksratsbeschlutz aufgehoben hat ĵ
Die Gemeinde erhielt erneut die Auflage, bis zum 20. Sep ^
tember d. I . einen , in Einnahme - und Ausgaben ausgegliche ^
nen Voranschlag für 1931 beim Bezirksamt zur Unbeanstan¬
deterklärung vorzulegen . Der Gemeinderat hat sich daraufhin ?
erneut mit der Angelegenheit beschäftigt und kam zu dem Be-'

schluh , den Voranschlag abermals abzulehnen, da es, um de»
Voranschlag ausgleichen zu können , notwendig und vorges
schrieben ist, die dreifache Bürgersteuer und die doppelte Bierh
steuer zu erheben , was für die Gemeinde nicht tragbar ist.

—— — <0

Sande » und rvivtftdaft
Devisennotierungen der Reichsbank

(Amtlich )
18 . StpUmia 17. e»pi«nb«r

«klk Stki StU> «ritt
Amsterdam 100 G- — —

'- _
Kopenhagen 100 Kr. ] 12.51 112 .73 — —

Italien - • 100 L. — — — —

London . 1 Pfd . 20.458 20 .498 _ '_
New-Uork . 1 D . — — — - .
Paris . . . 100 Fr . — -- — •_
Schweiz . . 100 Fr . 82 .16 81 .32 82.15 82.31
Wien 100 Schilling — — 59.12 59 .29
Prag . . . . 100 Kr. 12 .477 12 .497 12 .473 12.493

Der Londoner Feingoldpreis . Nach einer Bekanntmachung
des Reichsbankdirektoriums vom 16 . September d. I . beträgt
der Londoner Goldpreis für eine Unze Feingold bis aus wei¬
teres 84 sh 11 ' /» d bzw . für ein Gramm Feingold 32,7736
pence .

Kehler Hafenverkehr. Im Lause des Monats August kamen
im Kehler Rheinhafen 830 Schiffe mit 96 354 Tonnen- Ladung
an . In der gleichen Zeit gingen einschließlich der Leerboote
336 Schisse mit 32 605 Tonnen Ladung ab . Insgesamt be¬
trug der Schiffumfchlag 666 Schiffe mit 128 959 Tonnen La-
düng.

Die Heganer Steinwarenfahrik , ein nicht unbedeutendes!
Werk der Banbranche , die schon über 100 Arbeiter beschäf,
tigte , hat die Abwicklung der finanziellen Verhältnisse den»
Gericht bzw . dem Konkursverwalter übertragen .

Die Millionenverlnste bei der Schrot-Handelsfirma Schwelt̂
zer & Oppler, die jetzt di« Staatsanwaltschaft beschäftigen, wa-i
ren in unterrichteten Kreisen schon seit geraumer Zeit bekannt . '

Schon vor vier Wochen auf der Generalversammlung war«»!
die Ding « zur Sprache gekommen . Der Aufsichtsrat hatte, er-
klärt , die Direktoren der Firma hätten Geschäfte eingelestet,

; die den ihnen gegebenen Anweisungen zuwiderliefen . Die Ber-,
luste belaufen sich schätzungsweise auf zwölf Millionen ÄWy
Dem Vorstand wird zum Vorwurf gemacht, datz er durch Ver¬
schleierung der Bilanzen und Täuschung der Revisoren di«
Verluste immer wieder verheimlicht habe.

Der amerikanische Handel. Die Ausfuhr aus den Ver¬
einigten Staaten betrug iin August d . I . 165 Millionen Dol¬
lar , die Einfuhr 166 Mill. Dollar . Im August des Jahre »!
1930 hatte die Ausfuhr 297 765 000 Dollar betragen, die Ein¬
fuhr 218 427 000 Dollar . Zum erstenmal« seit 1926 ist die!
Handelsbilanz der Vereinigten Staaten im Monat August!
mit einer Million Dollar passiv.



Aus de» LandeSbamMadt
I » der letzte» « ollvrrfammlun , der Handelskammer Karls¬

ruhe gedachte der Kammerpräsident, Konsul Rirvlai , der die
Verhandlungen leitete, zunächst des 70 . Geburtstages , den der
Vizepräsident der Handelskammer. Fabrikant Friedrich Wolff,am 9. August d . I . in voller Gesundheit und Rüstigkeit feiernkonnte, vr . Koch erstattete dann einen ausführlichen Berichtüber die Einrichtung der Wirtschaftsprüfer . Er zeigte die demneuen Berufsstand vorbehaltenen Aufgaben, an deren ein¬
wandfreien Erledigung vor allem auch der Staat und die All¬
gemeinheit ein besonderes Jntereffe haben . Di« Wichtigkeitdieser Aufgaben mache es verständlich , datz bei der Zulassungder Bewerber ein strenger Maßstab angelegt und nur solcheHerren öffentlich bestellt werden sollen , die nicht nur über ein
umfassendes Fachwissen verfügen , sondern auch ihrer ganzenPersönlichkeit nach allgemeines Vertrauen geniesten und ins¬
besondere die Gewähr bieten für unbedingte Unbeeinflußbar -
keit. Der weitgehende Umfang der gestellten Anforderungen
lasse den Willen erkennen, einen Stand von wirklich hoch-
qualifizierten Wirtschaftsprüfern zu schaffen , die gewisser -
masten als die deutschen ckiartereck accountants angesprochenwerden«könnten. Aus diesen Erwägungen dürfe auch von den
Übergangsbestimmungen nur in begründeten AusnahmefällenGebrauch gemacht werden. Die Erörterung der Frage , an
welchem Platze die für Baden zuständige Zulaffungs - und
Prüfungsstelle , deren Gebiet auch die Pfalz in sich schließenwird, errichtet werden soll, wird noch einer näheren Behänd-
lung innerhalb des Badischen Industrie - und HandelstagsVorbehalten . — Vizepräsident Elsas berichtete über die vonder Reichsbahn beabsichtigte Einführung von Retz- nnd Be-zirkskarten. Die Hammer war der Ansicht, datz man die an¬gebotene, wenn auch noch unzureichende Verbesserung des
Vielreiseverkehrs mit einigen vom Referenten vorgeschlagenenÄnderungen annehmen, gleichzeitig aber mit allem Nachdruckdre Wiedereinführung des früher in Baden autzerordentlichbeliebten Silometerhefte» erstreben soll. — Die Versammlungbefaßte sich dann weiter noch auf Grund eines eingehendenBerichts von Syndikus Dr. Krienen mit dem badischen Spar¬gutachte«, deffen ernster Sparwille im allgemeinen gutge-

heißen wurde. — Weitere Beratungsgegenstände bildeten dieErhebung von Einsprüchen gegen Wechselzahlungsbefehle, die
Heranziehung von juristischen Personen zur Kirchensteuer, so¬wie die Frage der BerbindlichkeitSerklärung von Tarifver¬trägen .

Die MalerfachanSstellung im Landesgewerbeamt . Aus Anlaßdes 25jährigen Jubiläums des Badischen Maler - und Tünch-
nermeisterverbandes wurde im Landesgewerbeamt eine Jubi -
räumsfachschulausstellung. verbunden mit Materialienschau ,»eranstaltet . Die Ausstellung, zu der die Malerfachschulen der
Gewerbeschulen Karlsruhe , Pforzheim , Heidelberg und Mann -
Deim wertvolles Material geliefert haben, wurde am Freitag -
Mittag eröffnet durch Malermeister Kurt Haag , der im Auf¬träge der Ortsgruppe Karlsruhe des Bad . Maler - und Tünch-
lUermeisterverbandesdie zahlreicherschienenenVertreter d . Mini¬steriums , des Landesgewerbeamts , der Handwerkskammer und
jder gewerblichen und handwerklichen Organisationen herzlich
gegrüßte . Er wies darauf hin, datz die JubiläumSfachschul-
«ruSstellung den Zweck haben soll, die breite Öffentlichkeit aufhie Bedeutung einer guten Ausbildung des Nachwuchses im
Malergewerbe aufmerksam zu machen . Die Ausstellung seiAber auch ein Beweis dafür , daß es in der schweren Zeit im-
Mer noch Idealisten gebe , die mit Liebe und unter Einsetzungihrer ganzen Kraft eintreten für ihr Handwerk. Die Ausstel¬lung soll aber auch zeigen, was im Malerberuf heute geleistetwerde in der Zusammenarbeit zwischen Schule und Praxis .K ais je komme heute der Fachschule eine Bedeutung zu.in der Fachschule , Gewerbeschule und Fortbildungsschulewerde außerordentlich Großes geleistet in der Unterstützungder Lehrmeister bei der Ausbildung der Lehrlinge . Deshalb
richte er auch die Bitte an alle maßgebenden Faktoren , diese
»Schulen weiterhin nach Kräften zu fördern . Zum Schluffe« ankt der Redner allen denen, die in unermüdlicher Arbeit
» um Gelingen der Ausstellung beigetragen haben . Oberregie-
hcungSrat Bucerius , der Direktor des LandesgewerbeamtS,

überbrachte die Grüße de» Ministerium » de» Unterrichts und
des Ministeriums deS Innern . d>e der Ausstellung einen gute«
Erfolg wünschen . Kammerpräsident Jsenman « gedachte in
einem herzlichen Nachruf zunächst de» verstorbenen Staats¬
präsidenten Witteman », der allezeit ein hervorragender För¬
derer von Handwerk und Gewerbe gewesen sei . Der Redner
entbot sodann namens der Handwerkskammer Karlsruhe und
im Auftrag der vier badischen Handwerkskammern und der
gewerblichen Vereinigungen und Genossenschaften den Veran -
Aaltern der Ausstellung die besten Wünsch« . Berbandsprästdent^Grelle, Mannheim , gab der Hoffnung Ausdruck , daß die Aus¬
stellung, ein Beweis handwerktechnischen Könnens und nim¬
mermüden Strebens , nicht nur dem Verbände, sondern dem
ganzen Lande zum Segen gereichen möge . Besondere Aner¬
kennung verdiene die Ortsgruppe Karlsruhe . Unter Führung
von Malermeister Haag sen. wurde sodann die Ausstellung be¬
sichtigt, die in ausgezeichneter Gliederung und Übersicht einen
Überblick bietet, in welcher Weise der Lehrstoff der verschie¬
denen Schulen zusammengestellt ist.

I » die Alb gesprungen. In einem Anfall von Schwermut
sprang gestern nachmittag in der Nähe des Weiherfeldes eine
59 Jahr « alte Frau von hier in die ziemlich hochgehende Alb
und ertrank .

Badische» Landestheater . Das Interesse des Publikums für
das Landestheater hat mit Beginn der Spielzeit rege eingesetzt .
Die Platzmirte, die natürlich in den Vormonaten starke Kündi¬
gung aufzuweisen hatte, hat fgst alles wieder aufgeholt, so datz
die Zahl gegen den gleichen Tag des Vorjahres nur ganz ge¬
ring zurückbleibt . Leider haben eine Reihe langjähriger und
treuer Mieter infolge unerträglich angewachsener Rot ttotz
Preisherabsetzung ihre Miete doch nicht halten können . Aber
wer noch irgend kann, der komme und werde Stammbesucher
und helfe so das alte gute Kulturinstttut stützen. Auch aus¬
wärts ist das gute Verhältnis zum Landestheater geblieben .
Die alten Gastspielorte Landau und Renstadt werden wieder
vom Landestheater beliefert werden, die Sonntagsmiete wird
wie bisher ausgiebig benutzt werden. Zu dem Bewußtsein , das
jeder zu haben scheint, daß man dem Theater treu bleiben solle,
muß aber auch der Wille treten , mehr und immer mehr von
seinem Dasein wirklichen Gebrauch zu machen .. Schließlich sei
noch darauf aufmerksam gemacht, daß die nach Eröffnung der
Spielzeit 1931/32 neu zugehenden Abonnenten diê in den be¬
treffenden Mietabteilungen bereits gegebenen Stücke nachge¬
liefert erhalten . Zu diesem Zweck werden Ersatzkarten aus¬
gestellt .

Wetterbericht der Bad. Landeswettrrwarte , Karlsruhe , von
heute morgen : Die Drucklage über Europa ist unverändert
geblieben. Von Norden und Süden vordringende Flachstörun¬
gen haben über Ostdeutschland und Polen eine ganz flache
Rinne tiefen Druckes geschaffen , an deren Rückseite wir trü¬
bes Wetter haben. Eine Änderung ist noch nicht abzusehen.
Wettervorhersage für Samstag : Im wesentlichen Fortdauer
der trüben und naßkalten Witterung .

Wafferstände: Waldshut 335 minus 9, Basel 146 minus 19,
Schusterinsel 297 minus 19, Kehl 366 minus 13, Maxau 554
minus 16, Mannheim 496 minus 21, Caub über 299 Zenti¬
meter.

d teHWiltfrf gltlt frfliiMW
Die Finanzlage der Gemeinden

Der Mannheimer Bezirksrat beschloß in seiner Sitzung am
Donnerstag , den ' ZwangSetat für folgende fünf Gemeinden
des Amtsbezirks Mannheim : Ilvesheim , Brühl , Schriesheim»
Ketsch und Altlußheim.

Der Bürgerausschuß von Heiligkrenzsteinach lehnte in sei¬ner letzten Sitzung den Voranschlag für das Rechnungsjahr
1931/32 mit 14 gegen 11 Stimmen ab . Dagegen fand die
Vorlage einstimmige Annahme, die die Aufnahme eines Dar¬
lehens für die Wiederinstandsetzung der Wasserleitung in
Vorschlag brachte.

In Ottenhöfen bei Achern wurde der vorläufige Voranschlagfür 1931/32 einstimmig angenommen, da die Umlagesätze im
Vergleich zum Rechnungsjahr 1939/31 nicht unbedeutend
herabgesetzt sind , was ermöglicht wurde durch einschneidende
Abstriche und Sparmaßnahmen . Die neuen Umlagesätze pro199 JM Steuerkapital betragen 110 LH/ vom Grundvermögen.42 IRpf vom Betriebsvermögen und 286 LH/ vom Gewerbe,
ertrag . Bon der erhöhten Bier - und Bürgersteuer konnte Ab -
stand genommen werden.

In Bugginge» bei Müllheim hat der Bürgerausschuß den
Voranschlag angenommen.

Berkanf städtischer Liegenschaften . Die Stadt Heidelberg
stellt jetzt, nachdem sie ihre Güter im Hinterland in den letz,
ten Jahren bereits abgestoßen hat , auch das Gasthaus „Alter
Kohlhof " auf dem westlichen Sattel des Königsstuhls zum
Verkauf. Das als Ausflugsstätte bekannte Gasthaus ist eines
der ältesten in Heidelbergs Umgebung. Gleichzeitig wird auchdas 30 Hektar große städtische Obstgut mit 2490 Obstbäumen
zum Verkauf angeboten.

Boranschlag Altlußheim. Der Gemeinderat von Altlußheim
hat den Voranschlag und die zur Deckung des Fehlbetrags
vorgeschlagene Erhöhung der Bürger - und Biersteuer erneut
abgelehnt, so daß der Bezirksrat den Etat für 1931/32 fest¬
sehen muß.

Amtsniederlegung . Bürgermeister Joseph Baptist in Ke»,
ziage«, der sich um die Entwicklung von Kenzingen hochver¬dient gemacht hat, steht sich gezwungen, aus Gesundest »,
rücksichten fein Amt niederzulegen.

ttftdttitbfets aus Baden
DZ . Baden -Baden, 17. Sept . In einer ehemaligen Seuchen,

baracke brach gestern Nacht auf eine ganz merkwürdige Weise
Feuer aus . Die Hühner eines in der Nähe wohnenden Stadt¬
arbeiters hatten die Gewohnheit, im Luftschacht dieser unbe¬
wohnten Baracke ihre Eier zu legen. Gestern Nacht befand
sich der Besitzer nun wieder auf der Eiersuche und entdeckte da.
bei diesen Schlupfwinkel. Er entzündete ein Streichholz, wo¬
bei Überreste eines im Jahre 1923 durch die Kriminalpolizei
ausgehobenen kommunistische « Mnnittonslagers Feuer fingen.Es entstand eine Explosion und ein kleiner Brand , der von
der Feuerwehr gelöscht werden konnte. Der Schaden ist un¬
bedeutend. Die kommunistische Sprengstoffaffäre hatte seiner
Zeit zu einem großen Prozeß geführt , in deffen Verlauf
mehrere Angeklagte zu Zuchthausstrafen verurteilt wurden.

bld . Hach -(bei Müllheim) , 18. Sept . Hier wurden etwa 899
reblausverseuchte Stöcke vorgefunden, welche elf Besitzern ge¬
hören. Um das Gebiet ist auf 5 Meter Breite ein Ring ge-
zogen, dessen Betreten verboten ist. Die betroffenen Reben
werden unter Aufsicht geerntet , dann wird der Platz entseuchtund kann nach zwei Jahren wieder mit Reben bepflanzt wer¬
den. Man befurchtet hier, daß noch mehr Reben betroffen
sind .

Staats airzeigev
Bekanntmachung.

Bekämpfung politischer AnSfchrei -
tu ttgctt .

Auf Grund des § 12 in Verbindung mit 8 1 Abs. 1 Ziff. I
der Verordnung des Herrn Reichspräsidenten vom 28 . März
1931 (Reichsgesetzblatt I Seite 79) und 8 L Abs . 2 Ziff . 2 der
Zweiten Verordnung des Herrn Reichspräsidenten vom 17.
Juli 1931 ( Reichsgesetzblatt I Seite 371 ) wird die in Mann¬
heim erscheinende „Arbeiter -Zeitung " mit Wirkung vom Heu¬
tigen auf die Dauer von 4 Wochen verboten.

Das Verbot umfaßt auch die in demselben Verlag erschei¬nenden Kopfblätter der Zeitung sowie jede angeblich neue
Druckschrift , die sich sachlich als die alte darstellt oder als ihr
Ersatz anzusehen ist.

Karlsruhe , den 18. September 1931 .
Der Minister dr» Inner »

Maier .

Je edler die Bohne, desto besser das Getränk
Jede Kaffee Hag-Bohne ist Qualität

Danksagung
Für die so zahlreichen und tröstenden Beweise

herzlicher Teilnahme beim Heimgang meines lieben
Mannes, unseres herzensguten Vaters und Großvaters , des

Herrn Staatspräsidenten und Justizministers -

Josef Wittemann
wie auch für die überreichen Kranz - und Blumenspenden
und das Geleite auf dem Weg zur letzten Ruhestätte

sagen wir ein inniges „Vergelt ’6 Gott“.

Karlsruhe , den 17 . September 1931 .
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Im Namen der tieftrauemden Hinterbliebenen :

Frau Maria Wittemann Wwe.

Kürgermeisterftelle .
Die Stelle des einzigen Bürgermeisters der Stadt

D u r l a ch (18 500 Einwohner ) ist in nächster Zeit zu
besetzen. Bewerbungen unter Beifügung eines Lebens¬
laufs und Angabe der Gehaltsansprüche wollen bis
spätestens 39 . d. M . eingereicht werden

Persönl . Vorstellung ohne Aufforderung ist zwecklos.
D u r l a ch , den 17. September 1931 . 8 .417

Der Obervür - ermeist er.

S ine zu den K-nIdverWeibnngen der edein.
W .Eisenbnhnge !eWastA.E.inMnnyeiinm 8. Moder 1911.

Die nach dem Tilgungsplan auf 31 . Dezember 1931
zu tilgenden Genußscheine zu den Schuldverschreibun¬
gen der ehemaligen Oberrheinischen Eisenbahngesell¬
schaft A-G- in Mannheim vom Jahre 1911 im Renn»
betrag von 37 400 9U6 find durch Ankauf beschafftworden- Eine Auslosung findet deshalb in diesem
Jahre nicht statt . 2 -416

Mannheim , den 14. September 1931.
Der Oberbürgermeister .

$8 .184 . Karlsruhe. Über
das Vermögen der Frau
Friede ! Müller Wtve. geb .
Schäfer, früher Reform,
hau», Kattsruhe , Herrenstr-
22, wurde heute vormittags
11 Uhr das Vergleichsver¬
fahren zur Abwendung des
Konkurses eröffnet. Ver¬
trauensperson ist Bücher¬
revisor und Treuhänder
August Heß, Karlsruhe ,
Waldstr. 41 . Vergleichster¬
min ist am 14. 19. 1931,
nachmittags 4 Uhr, vor dem
Amtsgettcht, II . Stock, Zim¬
mer Nr. 150. Der Antrag
auf Eröffnung des Verfah¬

rens nebst Anlagen, sowie
da» Ergebnis der .weiteren
Ermittlungen sind auf der
Geschäftsstelle zur Einsicht
der Beteiligten niedergelegt.
Karlsruhe , den 16. Sep¬
tember 1931 . Geschäftsstelle
des Amtsgerichts A 4.

Ossenbnrg. 81 .630 . Eintrag
in das Güterrechtsregister
Bd. I S - 21 . Franz Josef
Göring, Kaufmann in Of¬
fenburg und Leopoldinegeb .
Schaich - Vertrag vom 6. Mai
1931 . Gütertrennung . Of¬
fenburg, 16. Sept - 1931 .
Badisches Amtsgericht HI .

UolksspeiseanstaltKßldahaus
Scheffel straße37 j

Täglich Essenausgabe von 12—7,2 Uhr,
abends von 7—8 Uhr (8 .415

- Abgabe auch über die Straße
ist sc und 5d rrpf.
Für Familien u- Frauen steht ein
besonderer Raum zur Verfügung

Nadische » Sva « e« veveia
vomütotett&wtts,&aefdrttbe

Adelshenn. 81 .631
Güterrechtsregister Bd- 1

S - 292 : Jlzhöfer Karl. Mül -
Irr und deffen Ehefrau Lina
geb . Hörcher in Sennfeld :
Ehevertrag vom 9. Septem¬
ber 1931 : Gütertrennung
(8 1426 ff. B-G .B-) an Stelle
der allgemeinen Güter¬
gemeinschaft.

Adelsheim, 17. Sept -1931 .
Amtsgettcht.

MWes LMdestheater
Samstag , den 19. Sept -1931
*C 2 Th . -Gem- III . S .-Gr .,

1 . Hälfte
Zum erstenmal

3m weihen W
Singspiel v . Ralph Benatzky

Dirigent : Schwarz
Regie : Fürstenau

Mitwittende :
Blank, Genter , Jank , Sei -
berlich, Selling , Müllich,Brand , Ernst, Gemmecke,
I . Grötzinger, Höcker,
Hospach , Kalnbach, Kloeble ,
Luther , Mehner , P . Müller,
Prüter , Frohmann , Hölzer,
Jung , Kilian, Kleinbub,
Kuhr, Lindemann . Meyer,
H. Müller , Nagel, Sonntag
Anfang 20 Ende 23
Preise C (0,90- 4,90 £ # )
Do 20.9. Boris Godunow-
Im Konzerthaus : Ständ -

chen bei Nacht .

Massagen
Frida Dorr ^

Lammtir . 15 . Telaph . 6841

Druck G . Braun , Karlsruhe
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